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Umweltbezogene Stellungnahmen zum  Bebauungsplan mit Grünordnungsplan sowie 
Änderung des Flächennutzungsplanes    „Solarpark Niederlauer Erweiterung“ 
nach  Unterrichtung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 
BauGB 
Regierung von Unterfranken – 01.04.2026 
 
Mit dem vorliegenden Bebauungsplanvorentwurf wird beabsichtigt, den bestehenden Solarpark 
„Niederlauer“ auf einer Fläche von 8,14 ha im Osten zu erweitern. Der Geltungsbereich umfasst 
die Flurstücke Fl.Nrn. TF 387, TF 378, 386, 379, 380, 381, 382, 383, 377, 376, 375 und TF 374 
der Gemarkung Niederlauer. Der Vorhabenträger ist die ÜWR Solarpark Süd GmbH & Co. KG. 
Die Gesamtleistung der Anlage soll 9 MWp betragen. Der Anschluss erfolgt an das Hochspan-
nungsnetz in der Gemarkung Niederlauer, etwa 2,3 km nordöstlich. Für die Einspeisung ist der 
Vorhabenträger verpflichtet, ein eigenes Umspannwerk zu errichten. 
Aktuell werden die Flächen ackerbaulich genutzt, im Flächennutzungsplan (FNP) ist das Plan-
gebiet als Landwirtschaftsfläche dargestellt. Daher muss die Fläche im FNP im gleichen Zuge in 
ein Sondergebiet umgewidmet werden. Das Plangebiet liegt innerhalb der im Erneuerbare-
Energien-Gesetz 2021 verankerten „landwirtschaftlich benachteiligten Gebiete“. 
Der naturschutzfachliche Ausgleich wird außerhalb des Geltungsbereiches erbracht. Die ge-
nauen Flächen werden im weiteren Verfahren ergänzt. Es wurde eine Rückbauverpflichtung mit 
Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen Nutzung festgesetzt. 
 
Die Regierung von Unterfranken als höhere Landesplanungsbehörde nimmt in ihrer Eigenschaft 
als Träger öffentlicher Belange zu den Bauleitplanvorentwürfen Stellung. Maßstab für diese 
Stellungnahme sind die Ziele und Grundsätze der Raumordnung, die im Bayerischen Landes-
planungsgesetz (Art. 6 BayLplG), im Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) und dem 
Regionalplan der Region Main-Rhön (RP3) festgesetzt sind. Die Ziele der Raumordnung sind 
zu beachten und die Grundsätze der Raumordnung zu berücksichtigen (Art. 3 BayLplG). Bau-
leitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (§1 Abs. 4 BauGB). 
 
Die Planungshilfe zur Steuerung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen (FF-PVA) für Städte, 
Gemeinden und Projektträger, welche die Regierung von Unterfranken erstellt hat, wurde im 
Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung als Grundlage genutzt. Aus dieser Planungshilfe geht 
hervor, dass sich das Vorhabengebiet für den Solarpark in einem Raum mit vorwiegend gerin-
gem Raumwiderstand befindet (regionalplanerisch i.d.R. gut geeignete Flächen). Im nordwestli-
chen Teilbereich liegen jedoch auch Flächen mit einem mittleren Raumwiderstand, diese resul-
tieren aus einer Überlagerung mit landwirtschaftlichen Böden mit Ertragsfähigkeiten über dem 
Landkreisdurchschnitt. 
 
Zur vorliegenden Planung stellen wir Folgendes fest: 
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Ausbau erneuerbarer Energien 
 
Die Versorgung der Bevölkerung und Wirtschaft mit Energie ist gem. Ziel 6.1.1 LEP durch den 
im überragenden öffentlichen Interesse liegenden und der öffentlichen Sicherheit dienenden 
Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur sicherzustellen und hat klimaschonend zu erfolgen. 
Die verstärkte Erschließung und Nutzung der erneuerbaren Energien dient in der Folge dem 
Umbau der bayerischen Energieversorgung, der Ressourcenschonung und dem Klimaschutz. 
Gemäß Ziel 6.2.1 LEP sind Erneuerbare Energien zudem dezentral in allen Teilräumen ver-
stärkt zu erschließen und zu nutzen. Gemäß den Grundsätzen B VII 1.1 und 1.2 RP3 ist in allen 
Teil-räumen der Region eine sichere, kostengünstige, umweltschonende sowie nach Energie-
trägern breit diversifizierte Energieversorgung anzustreben. Verstärkt soll dabei auf erneuerbare 
Energieträger abgestellt werden. So trägt die vorliegende Planung diesen Festlegungen Rech-
nung. Mit Blick auf Photovoltaik soll gemäß Grundsatz 6.2.3 LEP im notwendigen Maße auf die 
Nutzung von Flächen für Anlangen in landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten hingewirkt 
wer-den. Dazu wird in der Begründung zu G 6.2.3 LEP ausgeführt, dass aufgrund der mit der 
Er-richtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen verbundenen Flächeninanspruchnahme einer 
effizienten und multifunktionalen Flächennutzung besondere Bedeutung zukommt. Besonders 
effektiv kann dies durch sogenannte Agri-Photovoltaik (Agri-PV), die die Erzeugung von Solar-
strom mit der landwirtschaftlichen Nutzung der Fläche verbindet, oder die Kombination mehre-
rer Energieerzeugungsarten an einem Standort erfolgen. 
 
1. Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf den Standortraum 
 
1.1. Wasserwirtschaft 
 
Das Vorhabengebiet überlagert teilweise das Heilquellenschutzgebiet gegen quantitative Beein-
trächtigung Bad Neustadt Zone J. Gemäß Grundsatz B VIII 2.5 Regionalplan 3 ist anzustreben, 
den Schutz der Heilquellen so weit wie möglich zu verbessern. Die Stellungnahme der zustän-
digen Wasserwirtschaftsbehörde ist zu beachten. 
 
1.2. Natur und Landschaft 
 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen können das Landschafts- und Siedlungsbild beeinträchtigen. 
Dies trifft besonders auf bisher ungestörte Landschaftsteile zu (Grundsatz 7.1.3 LEP). Deshalb 
sollen Freiflächen-Photovoltaikanlagen vorzugsweise auf vorbelasteten Standorten realisiert 
werden. Hierzu zählen z.B. Standorte entlang von Infrastruktureinrichtungen (Verkehrswege, 
Energieleitungen etc.) oder Konversionsstandorte (Grundsatz 6.2.3 LEP). Gemäß Grundsatz B 
VII 5.1.2 RP3 ist bei der Errichtung von Anlagen zur Sonnenenergienutzung außerhalb von 
Siedlungsgebieten darauf zu achten, dass eine Zersiedlung und eine erhebliche Beeinträchti-
gung des Landschaftsbildes und von Denkmalen vermieden werden. Daher sollen Freiflächen-
Photovoltaikanlagen räumlich konzentriert werden und möglichst in räumlichem Zusammen-
hang zu anderen Infrastruktureinrichtungen errichtet werden. 
Westlich des Vorhabengebiets liegt der rechtskräftige Bebauungsplan „Interkommunaler Solar-
park Niederlauer“. Im Falle einer Realisierung dieses Projekts läge eine Vorbelastung techni-
scher Infrastruktur im Sinne der o.g. Grundsätze vor. 
 
Gleichsam wird das Vorhaben, wie auch in der Begründung auf Seite 12 beschrieben, die Wald-
flächen im Norden und Westen sowie durch die westlich gelegenen Feldgehölze abgeschirmt. 
Von Reichenbach und Burglauer aus ist das Vorhaben aufgrund der Topografie nicht sichtbar. 
Nach Südosten hin erstreckt sich eine landwirtschaftlich intensiv genutzte, durch einzelne Feld-
gehölze strukturierte Landschaft. Diese weist laut Landschaftsbildbewertung des Bayerischen 
Landesamts für Umwelt eine überwiegend geringe landschaftliche Eigenart und eine mittlere 
Erholungswirksamkeit auf. Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Landschaftsbild sind aus 
landesplanerischer Sicht vertretbar. 
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Das Vorhabengebiet grenzt im Norden und Westen an das Landschaftsschutzgebiet „Bayeri-
sche Rhön“ und liegt auch innerhalb des Naturparks Bayerische Rhön. 
Gemäß Grundsatz 7.1.1 LEP sollen Natur und Landschaft als unverzichtbare Lebensgrundlage 
und Erholungsraum des Menschen erhalten und entwickelt werden. Nach den Grundsätzen 
7.1.5 und 7.1.6 LEP sollen ökologisch bedeutsame Naturräume, etwa ökologisch wertvolle 
Grünlandbereiche, sowie Lebensräume für wildlebende Arten gesichert und entwickelt werden. 
Die Wanderkorridore wildlebender Arten zu Land, zu Wasser und in der Luft sollen erhalten und 
wiederhergestellt werden. Gemäß Ziel 7.1.6 ist ein zusammenhängendes Netz von Biotopen zu 
schaffen und zu verdichten. 
Laut den Zielen B I 2 und B I 2.3.1 RP3 sollen die als Landschaftsschutzgebiet ausgezeichne-
ten Landschaftsräume in ihrem Bestand gesichert und in ihrer Funktion als biologisch und struk-
turell bereichernde Elemente der Landschaft, als Kompensatoren der Belastungen von Natur-
haushalt und Landschaftsbild und als Lebensräume hier selten gewordener Pflanzen- und Tier-
gesellschaften gestärkt werden. 
 
Bei der Entwicklung des Vorhabens sind die oben genannten Festlegungen zu berücksichtigen 
bzw. zu beachten. Aufgrund der angeführten, naturräumlichen Gegebenheiten ist die Stellung-
nahme der zuständigen Naturschutzbehörde maßgeblich. 
 
1.3. Land- und Forstwirtschaft 
 
Gegenwärtig wird die Vorhabenfläche landwirtschaftlich genutzt, wobei es sich in Teilen um 
Flächen mit einer Ertragsfähigkeit über dem Landkreis-Durchschnitt (Acker-/Grünlandzahlen: 
27-42, Durchschnitt LK Rhön-Grabfeld: 39 bzw. 32) handelt. Im Hinblick auf die zunehmenden 
Flächennutzungskonkurrenzen sollen gemäß Grundsatz 5.4.1 LEP sowie Ziel B III 1.3 RP3 
land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete in ihrer Flächensubstanz erhalten werden. Ins-
besondere hochwertige Böden sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang für andere 
Nutzungen in Anspruch genommen werden. 
 
Den Stellungnahmen des Amts für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie des Bayeri-
schen Bauernverbands ist ein besonderes Gewicht beizumessen. 
 
Im Ergebnis trägt das im Betreff genannte Vorhaben den raumordnerischen Festlegungen zum 
Ausbau Erneuerbarer Energien grundsätzlich Rechnung. Seitens der höheren Landesplanungs-
behörde bestehen keine Einwände gegen die Bauleitplanvorentwürfe, sofern auch die zuständi-
gen Wasserwirtschafts- und Naturschutzbehörden sowie das Amt für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und der Bayerische Bauernverband der Planung, ggf. unter Maßgaben, zustimmen. 
 
Diese Stellungnahme ergeht ausschließlich aus der Sicht der Raumordnung und Landespla-
nung. Eine Prüfung und Würdigung sonstiger öffentlicher Belange ist damit nicht verbunden. 
 
Abwägung und Beschlussvorschlag 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, die Fachstellen Wasserwirtschaftsamt, Untere 
Naturschutzbehörde und Amt für Ernährung Landwirtschaft und Forsten sowie der Bayerische 
Bauernverband wurden am Verfahren beteiligt. 
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Regionaler Planungsverband Main-Rhön – 07.04.2026 
 
Mit dem vorliegenden Bebauungsplanvorentwurf wird beabsichtigt, den bestehenden Solarpark 
„Niederlauer“ auf einer Fläche von 8,14 ha im Osten zu erweitern. Der Geltungsbereich umfasst 
die Flurstücke FI.Nrn. TF 387, TF 378, 386, 379, 380, 381, 382, 383, 377, 376, 375 und TF 374 
der Gemarkung Niederlauer. Der Vorhabenträger ist die ÜWR Solarpark Süd GmbH & Co. KG. 
Die Gesamtleistung der Anlage soll 9 MWp betragen. Der Anschluss erfolgt an das Hochspan-
nungsnetz in der Gemarkung Niederlauer, etwa 2,3 km nordöstlich. Für die Einspeisung ist der 
Vorhabenträger verpflichtet, ein eigenes Umspannwerk zu errichten. 
Aktuell werden die Flächen ackerbaulich genutzt, im Flächennutzungsplan (FNP) ist das Plan-
gebiet als Landwirtschaftsfläche dargestellt. Daher muss die Fläche im FNP im gleichen Zuge in 
ein Sondergebiet umgewidmet werden. Das Plangebiet liegt innerhalb der im Erneuerbare-
Energien­Gesetz 2021 verankerten „landwirtschaftlich benachteiligten Gebiete“. 
 
Der Regionale Planungsverband Main-Rhön nimmt in seiner Eigenschaft als Träger öffentlicher 
Belange zu den im Betreff genannten Bauleitplanentwürfen Stellung. Maßstab für diese Stel-
lungnahme sind die im Regionalplan der Region Main-Rhön (RP3) festgesetzten Ziele und 
Grundsätze. Die Ziele der Raumordnung sind zu beachten und die Grundsätze der Raumord-
nung zu berücksichtigen (Art. 3 BayLplG). Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung an-
zupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). 
 
Die Planungshilfe zur Steuerung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen (FF-PVA) für Städte, 
Gemeinden und Projektträger, welche die Regierung von Unterfranken erstellt hat, wurde im 
Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung als Grundlage genutzt. Aus dieser Planungshilfe geht 
hervor, dass sich das Vorhabengebiet für den Solarpark in einem Raum mit vorwiegend gerin-
gem Raumwiderstand befindet (regionalplanerisch i.d.R. gut geeignete Flächen). Im nordwestli-
chen Teilbereich liegen jedoch auch Flächen mit einem mittleren Raumwiderstand, diese resul-
tieren aus einer Überlagerung mit landwirtschaftlichen Böden mit Ertragsfähigkeiten über dem 
Landkreisdurchschnitt. 
 
Zur vorliegenden Planung stellen wir Folgendes fest: 
 
1. Ausbau erneuerbarer Energien 
 
Die Versorgung der Bevölkerung und Wirtschaft mit Energie ist gem. Ziel 6.1.1 LEP durch den 
im überragenden öffentlichen Interesse liegenden und der öffentlichen Sicherheit dienenden 
Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur sicherzustellen und hat klimaschonend zu erfolgen. 
Die verstärkte Erschließung und Nutzung der erneuerbaren Energien dient in der Folge dem 
Umbau der bayerischen Energieversorgung, der Ressourcenschonung und dem Klimaschutz. 
Gemäß Ziel 6.2.1 LEP sind Erneuerbare Energien zudem dezentral in allen Teilräumen ver-
stärkt zu erschließen und zu nutzen. Gemäß den Grundsätzen B VII 1.1 und 1.2 RP3 ist in allen 
Teilräumen der Region eine sichere, kostengünstige, umweltschonende sowie nach Energieträ-
gern breit diversifizierte Energieversorgung anzustreben. Verstärkt soll dabei auf erneuerbare 
Energieträger abgestellt werden. So trägt die vorliegende Planung diesen Festlegungen Rech-
nung. 
 
Mit Blick auf Photovoltaik soll gemäß Grundsatz 6.2.3 LEP im notwendigen Maße auf die Nut-
zung von Flächen für Anlangen in landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten hingewirkt wer-
den. Dazu wird in der Begründung zu G 6.2.3 LEP ausgeführt, dass aufgrund der mit der Errich-
tung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen verbundenen Flächeninanspruchnahme einer effi-
zienten und multifunktionalen Flächennutzung besondere Bedeutung zukommt. Besonders ef-
fektiv kann dies durch sogenannte Agri-Photovoltaik (Agri-PV), die die Erzeugung von Solar-
strom mit der landwirtschaftlichen Nutzung der Fläche verbindet, oder die Kombination mehre-
rer Energieerzeugungsarten an einem Standort erfolgen. 
 



5 
 
 
 

 

2. Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf den Standortraum 
2.1. Wasserwirtschaft 
 
Das Vorhabengebiet überlagert teilweise das Heilquellenschutzgebiet gegen quantitative Beein-
trächtigung Bad Neustadt Zone J. Gemäß Grundsatz B VIII 2.5 Regionalplan 3 ist anzustreben, 
den Schutz der Heilquellen so weit wie möglich zu verbessern. Die Stellungnahme der zustän-
digen Wasserwirtschaftsbehörde ist zu beachten. 
 
2.2. Natur und Landschaft 
 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen können das Landschafts- und Siedlungsbild beeinträchtigen. 
Dies trifft besonders auf bisher ungestörte Landschaftsteile zu (Grundsatz 7.1.3 LEP). Deshalb 
sollen Freiflächen-Photovoltaikanlagen vorzugsweise auf vorbelasteten Standorten realisiert 
werden. Hierzu zählen z.B. Standorte entlang von Infrastruktureinrichtungen (Verkehrswege, 
Energieleitungen etc.) oder Konversionsstandorte (Grundsatz 6.2.3 LEP). Gemäß Grundsatz B 
VII 5.1.2 RP3 ist bei der Errichtung von Anlagen zur Sonnenenergienutzung außerhalb von 
Siedlungsgebieten darauf zu achten, dass eine Zersiedlung und eine erhebliche Beeinträchti-
gung des Landschaftsbildes und von Denkmalen vermieden werden. Daher sollen Zusammen-
hang zu anderen Infrastruktureinrichtungen errichtet werden. Westlich des Vorhabengebiets 
liegt der rechtskräftige Bebauungsplan „Interkommunaler Solarpark Niederlauer“. Im Falle einer 
Realisierung dieses Projekts läge eine Vorbelastung technischer Infrastruktur im Sinne der o.g. 
Grundsätze vor. 
 
Gleichsam wird das Vorhaben, wie auch in der Begründung auf Seite 12 beschrieben, die Wald-
flächen im Norden und Westen sowie durch die westlich gelegenen Feldgehölze abgeschirmt. 
Von Reichenbach und Burglauer aus ist das Vorhaben aufgrund der Topografie nicht sichtbar. 
Nach Südosten hin erstreckt sich eine landwirtschaftlich intensiv genutzte, durch einzelne Feld-
gehölze strukturierte Landschaft. Diese weist laut Landschaftsbildbewertung des Bayerischen 
Landesamts für Umwelt eine überwiegend geringe landschaftliche Eigenart und eine mittlere 
Erholungswirksamkeit auf. Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Landschaftsbild sind aus 
regionalplanerischer Sicht vertretbar. 
 
Das Vorhabengebiet grenzt im Norden und Westen an das Landschaftsschutzgebiet „Bayeri-
sche Rhön“ und liegt auch innerhalb des Naturparks Bayerische Rhön. Gemäß Grundsatz 7.1.1 
LEP sollen Natur und Landschaft als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungsraum des 
Menschen erhalten und entwickelt werden. Nach den Grundsätzen 7.1.5 und 7.1.6 LEP sollen 
ökologisch bedeutsame Naturräume, etwa ökologisch wertvolle Grünlandbereiche, sowie Le-
bensräume für wildlebende Arten gesichert und entwickelt werden. Die Wanderkorridore wildle-
bender Arten zu Land, zu Wasser und in der Luft sollen erhalten und wiederhergestellt werden. 
Gemäß Ziel 7.1.6 ist ein zusammenhängendes Netz von Biotopen zu schaffen und zu verdich-
ten. 
Laut den Zielen B I 2 und B I 2.3.1 RP3 sollen die als Landschaftsschutzgebiet ausgezeichne-
ten Landschaftsräume in ihrem Bestand gesichert und in ihrer Funktion als biologisch und struk-
turell bereichernde Elemente der Landschaft, als Kompensatoren der Belastungen von Natur-
haushalt und Landschaftsbild und als Lebensräume hier selten gewordener Pflanzen­ und Tier-
gesellschaften gestärkt werden. 
 
Bei der Entwicklung des Vorhabens sind die oben genannten Festlegungen zu berücksichtigen 
bzw. zu beachten. Aufgrund der angeführten, naturräumlichen Gegebenheiten ist die Stellung-
nahme der zuständigen Naturschutzbehörde maßgeblich. 
 
2.3. Land- und Forstwirtschaft 
 
Gegenwärtig wird die Vorhabenfläche landwirtschaftlich genutzt, wobei es sich in Teilen um 
Flächen mit einer Ertragsfähigkeit über dem Landkreis-Durchschnitt (Acker­/Grünlandzahlen: 
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27-42, Durchschnitt LK Rhön-Grabfeld: 39 bzw. 32) handelt. Im Hinblick auf die zunehmenden 
Flächennutzungskonkurrenzen sollen gemäß Grundsatz 5.4.1 LEP sowie Ziel B III 1.3 RP3 
land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete in ihrer Flächensubstanz erhalten werden. Insbe-
sondere hochwertige Böden sollen nur in dem unbedingt notwendigen Umfang für andere Nut-
zungen in Anspruch genommen werden. 
 
Den Stellungnahmen des Amts für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie des Bayeri-
schen Bauernverbands ist ein besonderes Gewicht beizumessen. 
 
Im Ergebnis trägt das im Betreff genannte Vorhaben den raumordnerischen Festlegungen zum 
Ausbau Erneuerbarer Energien grundsätzlich Rechnung. Seitens des Regionalen Planungsver-
bands Main-Rhön bestehen keine Einwände gegen die Bauleitplanvorentwürfe, sofern auch die 
zuständigen Wasserwirtschafts- und Naturschutzbehörden sowie das Amt für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und der Bayerische Bauernverband der Planung, ggf. unter Maßga-
ben, zustimmen. 
 
Abwägung und Beschlussvorschlag 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, die Fachstellen Wasserwirtschaftsamt, Untere 
Naturschutzbehörde und Amt für Ernährung Landwirtschaft und Forsten sowie der Bayerische 
Bauernverband wurden am Verfahren beteiligt. 
 
 
Landratsamt Rhön-Grabfeld, Wasserrecht – 09.03.2026 
 
Bezugnehmend auf die angefügte E-Mail vom 03.03.2026 wird mitgeteilt, dass aus wasserrecht-
licher Sicht gegen den Bebauungsplan mit Grünordnungsplan sowie die Änderung des Flä-
chennutzungsplanes „Solarpark Niederlauer Erweiterung“ aus wasserrechtlicher Sicht keine 
grundsätzlichen Einwendungen bestehen. 
 
Auf das südöstlich an das Planungsgebiet angrenzende quantitative Heilquellenschutzgebiet 
von Bad Neustadt a. d. Saale wird hingewiesen (Zone K, erlaubnisfreie Bohr- und Grabtiefe: 
100 m). 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Bad Kissingen und die untere Bauaufsichtsbehörde des Landrats-
amtes Rhön-Grabfeld erhalten diese E-Mail in Kopie. 
 
Abwägung und Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme 
 
 
Landratsamt Rhön-Grabfeld, Abfall- und Bodenschutzrecht – 16.03.2026 
 
Aus Sicht der Unteren Abfallrechts- und Bodenschutzbehörde bestehen grundsätzlich keine 
Bedenken gegen den Bebauungsplan mit Grünordnungsplan sowie die Änderung des Flächen-
nutzungsplanes „Solarpark Niederlauer Erweiterung“ durch die Gemeinde Niederlauer. Insbe-
sondere sind uns amtlicherseits bisher keine Altlasten oder schädlichen Bodenveränderungen 
in diesem Bereich bekannt. 
 
Vorsorglich möchten wir hiermit auf unsere Stellungnahme vom 07.08.2024 zur Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans sowie Änderung des Flächennutzungsplanes „Interkom-
munaler Solarpark Niederlauer“ hinweisen, die folglich bei einer Erweiterung ebenso zu beach-
ten ist. 
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Abwägung und Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme, die Hinweise aus der Stellungnahme vom 07.08.2024 zum interkommunalen 
Solarpark Niederlauer wurden in der vorliegenden Planung berücksichtigt (siehe Planblatt unter 
D 3) 
 
 
Landratsamt Rhön-Grabfeld, Gesundheitsamt – 06.03.2026 
 
Seitens des Gesundheitsamtes besteht aus hygienischer Sicht Einverständnis mit der oben 
genannten Baumaßnahme. Der geplante Solarpark liegt außerhalb des Wasserschutzgebietes. 
Wenn im weiteren Verfahren unser Zuständigkeitsbereich berührt wird, bitten wir um Beteili-
gung. 
 
Abwägung und Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme 
 
 
Landratsamt Rhön-Grabfeld, Kreisbrandrat – 10.03.2026 
 
FNP 
 
Gegen die beabsichtigte Flächennutzungsplanänderung bestehen von hier aus keine Einwen-
dungen. Die Belange des aktiven Brandschutzes werden bei den Stellungnahmen zu den Be-
bauungsplänen vorgetragen. 
 
BP 
 
Gegen die Änderung des Bebauungsplanes bestehen von hier aus dann keine Einwände, wenn 
dazu weiterhin die mit Schreiben vom 06.08.2024 und 19.02.2025 übersandten Stellungnahmen 
beachtet werden. 
 
Abwägung und Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme, die Hinweise aus den Schreiben vom 06.08.2024 und 19.02.2025 zum inter-
kommunalen Solarpark Niederlauer wurden in der vorliegenden Planung berücksichtigt (siehe 
Planblatt unter D 8). 
 
 
Landratsamt Rhön-Grabfeld, Verkehrswesen – 06.03.2026 
 
FNP 
 
Aus Sicht der unteren Straßenverkehrsbehörde bestehen gegen die Änderung des Flächennut-
zungsplans keine grundsätzlichen Einwände, sofern die Verkehrssicherheit (Blendfreiheit und 
freie Sichtfelder) im weiteren Verfahren sichergestellt wird. 
 
Die Zuwege über die Flurnummern 374- 387 muss für den Schwerlastverkehr (Bauphase) ge-
eignet sein. Zufahrten über die NES 17/ NES 54 sind so zu gestalten, dass keine Verschmut-
zungen oder Sichtbehinderungen entstehen. 
 
Aufgrund der Nähe zu überörtlichen Straßen ist durch Modulauswahl und Eingrünung sicherzu-
stellen, dass keine Blendgefahr für den fließenden Verkehr besteht. Ein Nachweis hierüber ist 
im Bebauungsplan zu erbringen. 
 
Die gesetzlichen Abstände zu Kreisstraßen gemäß BayStrWG (Anbauverbotszonen) sind bei 
der Platzierung von Zäunen und baulichen Anlagen strikt einzuhalten. 
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Abwägung und Beschlussvorschlag 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, auf das Planblatt wird verwiesen. Das Vorhaben 
liegt höher als die Kreisstraßen, nach den Reflexionsgesetzten könnten Blendwirkungen ausge-
schlossen werden.  
 
 
BP 
 
Gegen das Vorhaben bestehen aus straßenverkehrsrechtlicher Sicht keine grundsätzlichen 
Bedenken, sofern die folgenden Punkte im weiteren Verfahren und im städtebaulichen Vertrag 
berücksichtigt werden. 
 
1. Verkehrliche Erschließung und Baustellenverkehr 
 
Die Erschließung erfolgt laut Begründung über die bestehenden Flurwege 378 und 387 (p. 14). 
 

• Baustellenverkehr: Während der Errichtungsphase ist mit einem erhöhten Aufkommen an 
Schwerlastverkehr (Anlieferung Modultische, Trafostationen) zu rechnen. Es ist sicherzu-
stellen, dass die Einmündungsbereiche zu den Kreisstraßen NES 17 und NES 54 für diese 
Fahrzeuge ausreichend dimensioniert sind und keine dauerhaften Verschmutzungen oder 
Beschädigungen der Fahrbahn entstehen (p. 33). 

 

• Verschmutzung: Der Vorhabenträger ist zu verpflichten, die öffentlichen Straßen bei Ver-
schmutzung durch Baustellenfahrzeuge gemäß § 32 StVO unverzüglich zu reinigen. 

 
2. Blendwirkung (Lichtimmissionen) 
 
Im Umweltbericht wird ausgeführt, dass eine Blendwirkung für Fahrzeugführer auf den Straßen 
NES 17 und NES 54 aufgrund der topographischen Lage (Siedlungsbereiche und Straßen lie-
gen tiefer als das Vorhaben) unwahrscheinlich ist (p. 33). 
 

• Forderung: Sollten trotz der prognostizierten Unbedenklichkeit nach Inbetriebnahme der 
Anlage gefährliche Blendwirkungen im Straßenverkehr auftreten, ist der Betreiber zu ver-
pflichten, unverzüglich geeignete Abhilfemaßnahmen (z. B. Nachjustierung, zusätzliche Ab-
schirmung durch Hecken) auf eigene Kosten zu ergreifen. 

 
3. Sichtfelder und Anbauverbotszonen 
 

• Sichtdreiecke: Die geplanten Eingrünungsmaßnahmen (Heckenstrukturen Maßnahme 1) 
dürfen die Sichtfelder an den Einmündungen der genutzten Flurwege in die öffentlichen 
Verkehrsflächen zu keinem Zeitpunkt einschränken. 

 

• Anbaubeschränkung: Da der Geltungsbereich an die Kreisstraßen angrenzt, sind die ge-
setzlichen Anbauverbotszonen gemäß Art. 23 ff. BayStrWG einzuhalten. Bauliche Anlagen 
(einschließlich Zäune) sollten einen ausreichenden Abstand zur Fahrbahngrenze wahren, 
um den Straßenbetriebsdienst nicht zu behindern. 

 
Abwägung und Beschlussvorschlag 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, auf das Planblatt wird verwiesen. Das Vorhaben 
liegt höher als die Kreisstraßen, nach den Reflexionsgesetzten könnten Blendwirkungen ausge-
schlossen werden.  
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Landratsamt Rhön-Grabfeld, Tiefbauverwaltung – 19.03.2026 
 
In der Begründung zum Vorentwurf ist unter Punkt 9.4 Externe CEF-Fläche noch keine Angabe 
enthalten, auf welcher Fläche die Ausgleichsmaßnahmen erfolgen sollen. Eine abschließende 
Stellungnahme ist somit nicht möglich. Sofern die Fläche an eine Kreisstraße des Landkreises 
Rhön-Grabfeld grenzt, ist dies mit der Tiefbauverwaltung abzustimmen. 
 
Abwägung und Beschlussvorschlag 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen, da das direkte Umfeld von Kreisstraßen für CEF 
Fläche für Feldlerchen nicht geeignet sind (siehe Schreiben des  Bayerischen Umweltministeri-
ums vom 22.02.2023), ergeben sich keine Konflikte 
 
 
Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege – 17.03.2026 
 
Bodendenkmalpflegerische Belange: 
 
Derzeit sind im Bereich des Vorhabens keine Bodendenkmäler bekannt. Mit der Auffindung bis-
lang unentdeckter ortsfester und beweglicher Bodendenkmäler (Funde) ist jedoch jederzeit zu 
rechnen. 
 
Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht an 
das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere Denkmalschutzbehörde gemäß 
Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG sowie den Bestimmungen des Art. 9 BayDSchG in der Fassung vom 
23.06.2023 unterliegen. 
 
Art. 8 (1) BayDSchG: 
 
Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutz-
behörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind 
auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter 
der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die 
übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines 
Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Ar-
beiten befreit. 
 
Art. 8 (2) BayDSchG: 
 
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach 
der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Ge-
genstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
 
Treten bei o. g. Maßnahme Bodendenkmäler auf, sind diese unverzüglich gem. o. g. Art. 8 
BayDSchG der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem BLfD zu melden. Bewegliche Boden-
denkmäler (Funde) sind unverzüglich dem BLfD zu übergeben (Art. 9 Abs. 1 Satz 2 
BayDSchG). 
 
Für allgemeine Rückfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der Bauleitplanung stehen wir 
selbstverständlich gerne zur Verfügung. Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunst-
denkmalpflege oder Bodendenkmalpflege betreffen, richten Sie ggf. direkt an den für Sie zu-
ständigen Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de). 
 
Abwägung und Beschlussvorschlag 
Kenntnisnahme 
 

http://www.blfd.bayern.de/
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Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten – 13.03.2026 
 
1. Agrarstrukturelle Belange 
 
Die für die Freiflächen-Photovoltaikanlage vorgesehenen Flächen werden derzeit landwirt-
schaftlich genutzt. Es handelt sich hierbei um Ackerland mit guten Ertragsvoraussetzungen für 
die Landwirtschaft. Die überplanten Flächen sind in der Bodenschätzung mit einer durchschnitt-
lichen Ackerzahl von 37 beschrieben. Die durchschnittliche Ackerzahl des Landkreises Rhön-
Grabfeld liegt bei 39. Die Inanspruchnahme von landwirtschaftlichen Flächen für die Energieer-
zeugung wird von Seiten des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten aufgrund des 
Zielkonfliktes zur heimischen Nahrungsmittelproduktion dennoch abgelehnt. Nach § 1a Abs. 2 
BauGB sollen landwirtschaftlich genutzte Flächen nur in notwendigem Umfang umgenutzt wer-
den. Der Flächenverbrauch für außerlandwirtschaftliche Zwecke ist daher auf ein unbedingt 
notwendiges Maß zu beschränken. 
 
Betroffenheit landwirtschaftlicher Betriebe 
 
Die Betroffenheit landwirtschaftlicher Betriebe ist ein Belang, den die Planfeststellungsbehörde 
in mehrfacher Hinsicht abwägen muss. Der grundgesetzlich garantierte Schutz des Eigentums 
umfasst nicht nur das Eigentum an der Fläche, sondern auch das Recht sowie den Schutz ei-
nes eingerichteten und ausgeübten landwirtschaftlichen Betriebes. Von den bisherigen Planun-
gen sind landwirtschaftliche Betriebe von einem drohenden Flächenverlust betroffen. 
 
2. Hinweis Schutzgut Boden 
 
Die Eigentümer der Flächen sind zeitnah zu informieren und auf folgendes hinzuweisen: 
Es ist nicht auszuschließen, dass sich ein geschützter Wiesenbestand entwickelt, der dem ge-
setzlichen Biotopschutz gemäß Art. 30 BNatSchG, Art. 23 (1) Punkt 7 BayNatSchG unterstellt 
ist. Eine ackerbauliche Nutzung wäre demnach nicht mehr möglich. 
 
Hinweise zum Bodenschutz: 
 
Bodenverdichtungen sind mittels geeigneter Vorsorgemaßnahmen zu vermeiden. Die Befahr-
barkeit der Böden ist dabei zu beachten. Evtl. erforderliche Baustraßen sind rückstandslos zu 
beseitigen. Bei der Montage der Fundamente ist darauf zu achten, bestehende Drainagen nicht 
zu beschädigen. Unterbrochene (dauerhaft oder vorübergehend durch die Baumaßnahmen) 
oder beschädigte Drainagen sind in ihrer vollen Funktionsfähigkeit wiederherzustellen. Es wird 
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass hier Spätschäden evtl. erst nach einigen Jahren (z. B. in 
besonders niederschlagsreichen Jahren) auftreten können bzw. erkennbar werden. 
 
3. Rückbauverpflichtung 
 
Es ist vertraglich festzulegen, dass nach Ende der Freiflächen-PV-Nutzung die ursprüngliche 
Bewirtschaftung der Fläche wieder aufgenommen werden muss. Entsprechend den „Hinweise 
zu Folgenutzungen nach Beendigung einer Photovoltaik-Nutzung“ des bay. Staatsministeriums 
für Umwelt und Verbraucherschutz (Stand Januar 2024) handelt es sich dabei eben nicht um 
eine Folgenutzung Landwirtschaft, sondern um die Wiederaufnahme der ursprünglichen Bewirt-
schaftung. „Das Bewirtschaftungs- beziehungsweise Pflege- und Ausgleichskonzept für die Zeit 
der Nutzung der Fläche als Photovoltaik-Anlage ist aus agrarstruktureller Sicht auf die Wieder-
aufnahme einer möglichst ungestörten landwirtschaftlichen Nutzung möglichst im Umfang der 
ursprünglich in Anspruch genommenen Fläche auszurichten.“ 
Das heißt, nach Nutzungsende ist der vollständige Rückbau aller Anlagenteile, einschließlich 
ihrer Fundamente, der Umzäunung, aller Anpflanzungen (bspw. Eingrünung) und schließlich 
auch des Pflanzenbestandes unter den PV-Modulen vorzunehmen. Das freigemachte Baufeld 
ist nach Nutzungsende und vor Aufhebung des Bebauungsplanes flächendeckend tief zu lo-
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ckern und flach umzubrechen, sodass die Wiederaufnahme einer möglichst ungestörten land-
wirtschaftlichen Nutzung, im Umfang der ursprünglich in Anspruch genommenen Fläche, mög-
lich ist. 
 
4. Landwirtschaftliche Emissionen und Nutzung der angrenzenden Flächen 
 
Im Umgriff des Plangebietes treten landwirtschaftliche Emissionen auf. Darunter fällt neben der 
unvermeidbaren Staubentwicklung auch der Steinschlag, besonders bei der Arbeit mit rotieren-
den Maschinen, auf Teile der Anlagenmodule. Die landwirtschaftliche Nutzung der angrenzen-
den landwirtschaftlichen Flächen muss weiterhin uneingeschränkt möglich sein. Bei der Einzäu-
nung sowie der Errichtung der Plangebiete ist darauf zu achten, dass die Befahrbarkeit der 
Feldwege (Breite der Wege) mit landwirtschaftlichen Maschinen auch weiterhin gegeben ist und 
bestehende Feldzufahrten erhalten bleiben. 
Der Betreiber des Solarparks ist in geeigneter Weise darüber zu informieren und hat dies hin-
zunehmen. Er hat selbst für die ggfs. erforderliche Reinigung seiner Solarmodule aufzukom-
men. Es können keine Ersatzansprüche geltend gemacht werden. Diese Hinweise sind in die 
textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes und Flächennutzungsplanes aufzunehmen. 
 
5. Hinweis Bodenkontamination 
 
Die Gefahr einer Bodenkontamination durch PV-Anlagen mit Blei oder Cadmium wird nach der-
zeitigem Kenntnisstand bei intakten Solarmodulen bauartbedingt als sehr gering eingestuft. 
Sind Halbleiterschicht, Kontakte oder Verlötungen aufgrund von Beschädigungen der Module 
durch Hagel oder Brand der Witterung ausgesetzt, sollten diese aus Gründen des vorsorgenden 
Bodenschutzes nicht längere Zeit auf der Anlagenfläche verbleiben. Eine Auslaugung von Blei 
oder Cadmium soll durch die Wahl der entsprechenden Materialien so weit wie möglich verhin-
dert werden. 
 
6. Einfriedungen 
 
Einfriedungen sind dem natürlichen Geländeverlauf anzupassen und nur in transparenter Aus-
führung (Maschendraht, Drahtgitter) bis zu einer Höhe von 2,5 m über Geländeoberkante zuläs-
sig. Die Zäune sind so anzulegen, dass durchgehend ein Freihalteabstand zwischen Gelände 
und Zaununterkante von 15 cm als Durchlass für Kleintiere eingehalten wird. Ist bei der Reali-
sierung des Vorhabens eine Beweidung des PV-Sondergebietes mit z. B. Schafen vorgesehen, 
sollte zusätzlich zu einer Durchlässigkeit für Klein- und Mittelsäuger, auf eine wolfsabweisende 
Bauausführung des Außenzauns hingewirkt werden. Eine wolfsabweisende Bauausführung 
erfordert sowohl einen Untergrabschutz als auch einen Überkletterschutz. Wir verweisen dabei 
auf das UMS 62e-U8645.0-2018/36-55 vom 02.02.2024. 
 
7. Ausgleichsmaßnahmen 
 
Naturschutzrechtlicher Ausgleich 
 
Das AELF Bad Neustadt a. d. Saale begrüßt die Einstufung des Vorhabens in den Anwen-
dungsfall 1. Die Angabe auf S. 20 der Begründung mit Umweltbericht zum Vorentwurf vom 
23.02.2026 („Zur Kompensation des mit der Anlage der Photovoltaik-Freiflächenanlage verbun-
denen naturschutzrechtlichen Eingriffs sind innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungs-
planes Eingrünungsflächen festgesetzt“) ist dem AELF nicht plausibel. Denn durch die Einstu-
fung in den Anwendungsfall 1 liegen grundsätzlich keine erheblichen Beeinträchtigungen des 
Naturhaushalts vor und es entsteht kein Ausgleichsbedarf. Wir bitten den Bebauungsplan 
auch dahingehend anzupassen. 
 
Ausgleich Landschaftsbild 
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Für die Eingrünung der Anlage ist die Anlage einer vielfältigen Gehölzstruktur aus Heckenstruk-
turen im nördlichen sowie südöstlichen Bereich vorgesehen. Auf S. 6 sowie S. 12 der Begrün-
dung mit Umweltbericht zum Vorentwurf vom 23.02.2026 ist allerdings näher beschrieben, dass 
der Geltungsbereich im Westen und Norden durch Waldflächen abgeschirmt ist. 
Beim Rückbau von PV-Freiflächenanlagen für etwaige Folgenutzungen die einschlägigen Vor-
schriften Naturschutzes zu beachten. Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf Art. 16 
Abs. 1 Nr. 1 BayNatschG sowie auf die neue Bauplanungsrechtliche Eingriffsregelung 
welche vom Bayerischen Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr am 05.12.2024 her-
ausgegeben wurde, in dieser ist näher definiert, dass „ … das Bewirtschaftungs- bzw. Pflege- 
und Ausgleichskonzept für die Zeit der Nutzung der Fläche als PV-Anlage aus agrarstruk-
tureller Sicht auf die spätere Wiederaufnahme einer möglichst ungestörten landwirt-
schaftlichen Nutzung möglichst im Umfang der ursprünglich in Anspruch genommenen 
Fläche auszurichten“ ist. Vor diesem Hintergrund sollte auf diese Maßnahme komplett ver-
zichtet werden. Alternativ könnte beispielsweise das aktive Bewachsen der vorgeschriebenen 
Zäunung und dadurch Entwicklung eines blickdichten Bewuchses zugestimmt werden. Gege-
benenfalls wäre auch eine Ausgleichszahlung möglich. Auch die Anlage eines hohen mehr-
jährigen Blühstreifens mit regelmäßiger Nachsaat kann eine verdeckende Wirkung auf die 
Freiflächen-Photovoltaik ermöglichen. 
 
Artenschutzrechtlicher Ausgleich 
 
Grundsätzlich sollten landwirtschaftliche Nutzflächen, auf denen ein Vorkommen von gemein-
schaftsrechtlich geschützten Arten bekannt bzw. zu erwarten ist, nicht überplant werden. Inner-
halb des Planungsgebietes wurden 2 Brutreviere der Feldlerche festgestellt. Aus den vorliegen-
den Planungsunterlagen gehen weder die genaue Lage noch die Ausgestaltung der CEF-
Flächen hervor. Grundsätzlich sind nach § 15 Abs. 3 BNatSchG Ausgleichsmaßnahmen mög-
lichst nicht auf ertragreichen landwirtschaftlich genutzten Böden zu etablieren. 
Bei den geplanten Ausgleichsmaßnahmen sollten die Bewirtschafter der Flächen frühzeitig mit 
einbezogen werden, damit eine sinnvolle Bewirtschaftung/Pflege dieser Flächen auch weiterhin 
möglich bleibt. Bezüglich der Ausgestaltung der einzelnen Maßnahmen bitten wir keine Feldstü-
cke/Nutzungsschläge zu teilen. Dies macht die Bewirtschaftung deutlich zeit- und arbeitsauf-
wendiger. 
 
8. Weitere Hinweise 
 

• Die betroffenen Landwirte sind rechtzeitig über den anstehenden Flächenverlust hinzuwei-
sen. 

 

• Bereits vorhandene Flurwege sind bei Bau und Betrieb der Anlage zu nutzen. Die beste-
henden Wege müssen für die Landwirtschaft weiterhin uneingeschränkt nutzbar sein. 

 

• Pflanzmaßnahmen dürfen angrenzende landwirtschaftliche Nutzflächen nicht beeinträchti-
gen. Regelmäßige Pflege (Rückschnitt) der Anpflanzungen ist sicher zu stellen. 

 
Abwägung und Beschlussvorschlag 
Agrarstrukturelle Belange und Betroffenheit landwirtschaftlicher Betriebe 
Die Hinweise zur Bodenbonität werden zur Kenntnis genommen.  
Der Verlust von landwirtschaftlichen Flächen für die Stromerzeugung durch Photovoltaikanlagen 
wird ausdrücklich in die Abwägung eingestellt, insbesondere in Verbindung mit den Auswirkun-
gen der Flächenverluste für die regionale Nahrungsmittelproduktion. Letztlich leistet die Strom-
erzeugung durch Photovoltaikanlagen einen wichtigen Beitrag zur Energiewende und dem Er-
reichen der Klimaziele und zeichnet sich zudem gegenüber der Erzeugung von Biogas durch 
eine deutlich höhere Energieeffizienz aus (die Energiemengen durch Photovoltaiknutzung lie-
gen pro ha Fläche um das ca. 30-fache bei Strom bzw. um das 50-60-fache bei Wärme über 
der Energiemenge, die durch Biogas erzeugt werden kann (siehe Böhm Jonas: Berichte über 



13 
 
 
 

 

die Landwirtschaft Band 101 Ausgabe 1 Vergleich der Flächenenergieerträge verschiedener 
erneuerbarer Energien auf landwirtschaftlichen Flächen – für Strom, Wärme und Verkehr), d. h. 
mit ca. 30 ha Fläche Maisanbau kann soviel Strom in einer Biogasanlage erzeugt werden, wie 
mit einer Photovoltaikanlage mit 1 ha Größe), wodurch sich der angesprochene Flächenentzug 
für die landwirtschaftliche Nutzung zur Nahrungsmittelproduktion durch die geplante PV-Anlage 
mehr als relativiert.  
Ferner stellt das neue Ziel 6.1.1 LEP seit der Teilfortschreibung des LEP klar, dass die Versor-
gung der Bevölkerung und der Wirtschaft mit klimafreundlicher Energie und der Ausbau der 
Energieinfrastruktur im überragenden öffentlichen Interesse liegen bzw. der öffentlichen Sicher-
heit dienen. Daher wird in der Gesamtbetrachtung der Belange zur landwirtschaftlichen Nutzung 
die Planung am vorliegenden Standort als sinnvoll erachtet, auch unter dem Aspekt, dass die 
Flächen für die Landwirtschaft nicht verloren gehen.  
 
Zu Schutzgut Boden, Bodenschutz und Rückbauverpflichtung 
Zu den Hinweisen zum Schutz des Bodens wird auf die Festsetzung B 4.4 und die Begründung 
verwiesen, aufgrund der Art des Vorhabens wird kein Mutterboden entfernt. Die Träger der Mo-
dultische werden durch Rammprofile fixiert, dadurch wird keine Bodenversiegelung vorgenom-
men. Sollten beim Bau Dränagen zerstört worden sein, werden diese vom Vorhabenträger wie-
derhergestellt (ist bereits Gegenstand des Pachtvertrages zwischen Vorhabenträger und Eigen-
tümer).  
Nach dem Ende der elektrischen Nutzung erfolgt ein vollständiger Rückbau aller in den Boden 
eingebrachten baulichen Elemente. Der Rückbau wird durch einen städtebaulichen Vertrag ge-
regelt (siehe D 4). Die Hinweise zum möglichen Dauergrünland ist Spekulation. 
 
Zu Landwirtschaftliche Emissionen und Nutzung der angrenzenden Flächen  
Die Duldung von Immissionen durch die landwirtschaftliche Nutzung im Umfeld ist unter D 5 
berücksichtigt. Festsetzungen im Bebauungsplan sind nur für Flächen innerhalb des Geltungs-
bereiches möglich.  
 
Zu Bodenkontamination 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und bei der Ausführung berücksichtigt. Da der 
Vorhabenträger beabsichtigt das Vorhaben wirtschaftlich zu betreiben, werden beschädigte 
Module schnell repariert. Im Übrigen werde Mono- bzw. Polychristalline Module verwendet, hier 
werden keine Schadstoffe auch aus beschädigten Modulen ausgewaschen. 
 
Zu Einfriedungen 
Die Hinweise sind unter C 3 bereits im Bebauungsplan enthalten. 
 
Zu Ausgleichsmaßnahmen 
Naturschutzrechtlicher Ausgleich, die Hinweise werden zum Entwurf berücksichtigt. 
 
Zu Ausgleich Landschaftsbild 
Im Norden und Westen des Vorhabens verlaufen Wanderwege mit Sichtbezug zum Vorhaben. 
Aus diesem Grund und aufgrund der Lagen im Naturpark Rhön werden Eingrünungsmaßnah-
men vorgesehen. Die vorgeschlagenen Eingrünungen des AELF können eine fachgerechte 
Eingrünung des Vorhabens nicht bewerkstelligen. 
 
Artenschutzrechtlicher Ausgleich 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Maßgeblich für den artenschutzrechtlichen Aus-
gleich bei den Feldvögeln ist das Schreiben des bayerischen Umweltministeriums vom 
22.02.2023. Für die Umsetzung der Flächen werden mit örtlichen Landwirten Kooperationsver-
träge geschlossen, welche die CEF-Flächen im Rahmen des Greenings im Bewirtschaftungs-
konzept einbeziehen. 
Weiter Hinweise 
Die Landwirte, welche die Flächen bewirtschaften, wurden informiert. 



14 
 
 
 

 

Bayerischer Bauernverband – 02.04.2026 
 
Der Bayerische Bauernverband steht zur Energiewende. Gleichwohl sind landwirtschaftliche 
Belange bei Flächeninanspruchnahme maßgeblich zu berücksichtigen. 
 
Vor dem Hintergrund der zunehmenden Flächenknappheit und der Konkurrenz zwischen land-
wirtschaftlicher und energetischer Nutzung ist es dennoch notwendig, vorrangig die Installation 
von Photovoltaikanlagen auf bereits versiegelten Flächen und Gebäuden zu prüfen. Inwiefern 
die Nutzung von Dachflächen im Dorfgebiet und auf landwirtschaftlichen Gebäuden optimal 
ausgeschöpft wird, ist zu hinterfragen. Die Gemeinde sollte verstärkt Maßnahmen ergreifen, um 
die Bevölkerung zur Installation von Photovoltaikanlagen auf bestehenden Gebäuden zu ani-
mieren. Dies könnte durch Informationskampagnen, finanzielle Anreize oder Beratung erfolgen. 
Auf diese Weise könnte der Flächenverbrauch für Freiflächen-Photovoltaikanlagen minimiert 
und gleichzeitig die Akzeptanz für erneuerbare Energien in der Bevölkerung gesteigert werden. 
Da der geplante Solarpark bereits jetzt erweitert werden soll, weisen wir darauf hin, dass nach 
unserem Kenntnisstand keine ergänzenden Konzepte der Gemeinde zur Speicherung des er-
zeugten Stroms vorgesehen sind. 
 
In Kombination mit der möglichen Verschattung der Süd- und Westseite durch den angrenzen-
den Wald wirft dies grundsätzliche Fragen zur Wirtschaftlichkeit und Zukunftsfähigkeit des Pro-
jekts auf. 
 
Wir unterstützen die Feststellung, dass die Kriterien des Bayerischen Staatsministeriums für 
Wohnen, Bau und Verkehr vom 05.12.2024 für den Anwendungsfall 1 zutreffen und somit keine 
externen Ausgleichsmaßnahmen notwendig sind. 
Wieso dann der ursprüngliche Interkommunale Solarpark Niederlauer nicht als solcher Anwen-
dungsfall geführt wird, ist uns nicht begreiflich. Unter Bezugnahme auf unsere bereits einge-
reichten Stellungnahmen vom 02.09.2024 und 19.03.2025 zum Interkommunalen Solarpark 
Niederlauer, die weiterhin uneingeschränkt Gültigkeit besitzen, möchten wir nachdrücklich auf 
unsere damaligen Bedenken hinsichtlich der Notwendigkeit der Ausgleichsmaßnahmen hinwei-
sen. 
 
Für Anlagen unter 25 ha und gering versiegelter Fläche liegt normalerweise ein vereinfachtes 
Verfahren vor, bei dem der Ausgleichsbedarf vollständig entfällt. Da sogar mit der Erweiterung 
des Solarparks Niederlauer insgesamt nur ca. 15 ha vorgesehen sind, die Versiegelung als sehr 
gering eingestuft wird und die Ausgangssituation der Fläche unter 3 Wertpunkten liegt, ist ein 
Ausgleichsbedarf, auch als Eingrünungsmaßnahme, nicht verständlich. Das hat das Bauminis-
terium auch erneut in seinem Schreiben vom 05.12.2024 festgehalten. Auch bei größeren Anla-
gen liegt der Ausgleichsbedarf bei 10 %. Eine pauschale Ausgleichserfordernis in der vorlie-
genden Planung von 20 % ist eine deutliche Überkompensation. Vielmehr sollte eine effiziente-
re Anordnung der PV Module geprüft werden. 
 
Wir sehen bei beiden Planungen keinen Bedarf an einer Pflanzung einer Hecke als Eingrünung. 
In diesem Zusammenhang greifen wir die Hinweise des Bayerischen Staatsministeriums für 
Wohnen, Bau und Verkehr vom 05.12.2024 auf, dass eine Begrünung der Zäune als Vermei-
dungsmaßnahme durchaus in Frage kommt. Eine erhebliche Beeinträchtigung des Land-
schaftsbildes liegt nach Aussagen des vorliegenden Bebauungsplans ohnehin nicht vor. Der 
Standort ist von Wald umgeben und nach Osten hin anschließend an den geplanten Solarpark 
liegend. In Kombination mit der ebenen Topografie ergibt sich dadurch eine weitgehende Ein-
bindung in die Landschaft, sodass eine überörtliche Sichtwirkung praktisch ausgeschlossen ist. 
Die Fläche liegt weit ab jeglicher Bebauung und begründet keinerlei Sichtbeeinträchtigung. He-
cken und andere dauerhafte Begrünungsmaßnahmen können sich außerdem nachteilig auf 
Offenlandarten auswirken und sollten daher durch weniger eingreifende Maßnahmen ersetzt 
werden. 
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Ein weiterer wichtiger Aspekt ist der Abstand der Eingrünungsmaßnahmen zu den angrenzen-
den Feld- und Weggrenzen. Der BBV fordert, dass, wenn entgegen unserer Forderung dennoch 
eine Hecke gepflanzt werden soll, einen Mindestabstand von 2,5 Metern, um sicherzustellen, 
dass landwirtschaftliche Maschinen die Flächen weiterhin problemlos anfahren können und die 
Bewirtschaftung auf den Flächen nicht behindert wird. Hier darf es zu keinen Beschädigungen 
an den Maschinen, die in den letzten Jahren einen erheblichen Größenzuwachs erfahren ha-
ben, kommen. 
Zudem müssen Eingrünungsmaßnahmen so konzipiert werden, dass sie bei einer späteren 
Rückführung der Flächen in eine landwirtschaftliche Nutzung keine dauerhaften Beeinträchti-
gungen verursachen. Die Rückführung der Flächen in ihren ursprünglichen Zustand muss ohne 
zusätzliche Aufwände und Komplikationen für die landwirtschaftlichen Betriebe möglich sein. 
 
Für die geplanten CEF-Maßnahmen Feldlerche für die Erweiterung des Solarparks müssen alle 
drei möglichen Ausgleichsmaßnahmen – Feldlerchenfenster, Blüh- und Bracheflächen sowie 
größere Saatreihenabstände bei Getreide – berücksichtigt werden. Das kontinuierliche Monito-
ring innerhalb der PV-Anlage wird befürwortet, um die Auswirkungen auf die Populationen der 
Feldlerche und anderer Arten zu überwachen. Basierend auf den gewonnenen Daten besteht 
dann die Möglichkeit, die CEF-Maßnahmen anzupassen und den externen Ausgleich entspre-
chend zu reduzieren oder aufzuheben. Wir hinterfragen jedoch die vorgegebene Anzahl an Mo-
nitoringterminen. Bei anderen Planungen wurden hier drei Beobachtungstermine im Jahr vorge-
sehen und nicht fünf. Der Aufwand sollte nicht zu hoch sondern auf das erforderliche Maß ge-
setzt werden. 
 
Abwägung und Beschlussvorschlag 
Die Hinweise zur Nutzung von Dachflächen für PV- Anlagen werden zur Kenntnis genommen. 
Auf die Begründung unter B 4.7 wird verwiesen. Um den Strombedarf zu decken, reichen die 
Dachflächen alleine nicht aus. 
 
Auf das Planblatt wird verwiesen. Südlich und westlich liegen keine größeren Gehölzbestände, 
welche die Anlagen verschatten. 
 
Das Verfahren Interkommunaler Solarpark Niederlauer ist abgeschlossen auf die Abwägung der 
Stellungnahme des Bauernverbandes im Rahmen des Verfahrens wird verwiesen (mit der Lage 
im Schutzgebiet des Naturparks ist der Anwendungsfall nach dem Schreiben vom 05.12.2024 
des Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr ist die Anwendung des An-
wendungsfalles 1 nicht möglich. 
 
Im Norden und Westen des Vorhabens verlaufen Wanderwege. Aus diesem Grund und auf-
grund der Lagen im Naturpark Rhön werden Eingrünungsmaßnahmen vorgesehen. Angrenzend 
an den Wegen liegen landwirtschaftliche Flurwege, eine Pflege der Gehölze ist nach der Fest-
setzung B 4.2 im Planblatt vorgesehen  
 
Die Hinweise zu den CEF – Flächen werden zur Kenntnis genommen. Für die Umsetzung der 
Flächen werden mit örtlichen Landwirten Kooperationsverträge geschlossen, welche die CEF-
Flächen im Rahmen des Greenings im Bewirtschaftungskonzept einbeziehen. 
 


